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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1138 
Landtag 20.10.21 
20. Wahlperiode  

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2021 

Erste Verordnung zur Änderung der Neunundzwanzigsten Coronaverordnung zum 
Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) zur Befassung, die Erste Ver-
ordnung zur Änderung der 29. Coronaverordnung zum Schutz vor Neuinfekti-
onen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2. 

Der Text des Verordnungsentwurfes nebst Begründung sind als Anlage beige-
fügt. 

Anlage(n): 

1. Anlage_erste Änderungsverordnung_29. CoronaVO 

2. Anlage_Begründung_erste Änderungsverordnung_29. CoronaVO 
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Erste Verordnung zur Änderung der Neunundzwanzigsten Verordnung zum 
Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. September 
2021 (BGBl. I S. 4530) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Satz 1 der 
Verordnung über die zuständigen Behörden nach dem Infektionsschutzgesetz 
vom 11. September 2018 (Brem.GBl. S. 425 — 2126-e-1), die durch Verordnung 
vom 12. Mai 2020 (Brem.GBl. S. 292) geändert worden ist, wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Neunundzwanzigste Coronaverordnung vom 28. September 2021 
(Brem.GBl. S. 658), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. bei der Nutzung von Verkehrsmitteln des Öffentlichen Personenverkehrs 
und den hierzu gehörenden Einrichtungen in geschlossenen Räumen, wie zum 
Beispiel an Haltestellen, Bahnhöfen und Flughäfen," 

2. In § 3 Absatz 4 Nummer 1 werden die Wörter „eines Alten- und Pflegehei-
mes oder einer Einrichtung der Behindertenhilfe" gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

Begründung der Ersten Verordnung zur Änderung der Neunundzwanzigsten 
Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem  

Coronavirus SARS-CoV-2 

Die vorliegende Begründung stellt eine allgemeine Begründung im Sinne von 
§ 28a Absatz 5 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (im Folgenden: IfSG) vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. 
Juli 2021 (BGBl. I S. 3274) geändert worden ist, dar. Danach sind Rechtsverord-
nungen, die – wie die vorliegende Erste Verordnung zur Änderung der Neunu-
ndzwanzigsten Coronaverordnung – nach § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 
1 und § 28a Absatz 1 IfSG erlassen werden, mit einer allgemeinen Begründung 
zu versehen. 

In Bezug auf die 29. Coronaverordnung waren Klarstellungen vorzunehmen. 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1: 

Infektiologisch ist die Ansteckungsgefahr unter freiem Himmel und unter Ein-
haltung gewisser Abstände eher gering. Zudem war eine Anpassung an die 
Regelungen im umliegenden Niedersachsen vorzunehmen, damit insbeson-
dere bei Fahrten über die Landesgrenzen hinweg einheitliche Regelungen gel-
ten. Die Maskenpflicht besteht daher nur noch in Verkehrsmitteln des 
Öffentlichen Personenverkehrs und den hierzu gehörenden Einrichtungen in 
geschlossenen Räumen. An Haltestellen etwa unter freiem Himmel besteht 
diese Pflicht nicht mehr. 

Zu Nummer 2: 

In der 29. Coronaverordnung gab es gewisse Unklarheiten hinsichtlich der 
Testpflicht beim Betreten von Alten- und Pflegeheimen. Die Pflicht zur Vorlage 
eines negativen Testergebnisses galt nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 nur bei den 
Warnstufen 1, 2 oder 3 § 9 Absatz 2 sah demgegenüber die Testvorlagepflicht 
unabhängig von den Warnstufen vor. Dies hat zu Unsicherheiten geführt. Da-
her war hier eine Klarstellung vorzunehmen. 
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Zu Artikel 2 

Hier wird das Inkrafttreten geregelt. 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 
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